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Preußiſche Geſetzſaammlung 


Jahrgang 1922 Nr. 37. 
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Inhalt: Schutz polizeibeamtengeſetz, S. 251. — Abä uderungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend Errichtung einer Zentral- 
— anſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 in der Faſſung der Bekanntmachung 
des Finanzminiſters vom 16. November 1920, S. 277. — Anordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Umwandlung 
von Wohnräumen in gewerbliche, Geſchäfts⸗ oder Büroräume, S. 278. : 


(Nr. 12343.) Schutzpolizeibeamtengeſetz. Vom 16. Auguſt 1922, 


H 3 16 0 v 9 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: ur I. ! N 


Erſter Teil. 
Allgemeine Nechtsverhältniſſe. A 
9.1. 
Rechtsſtellung. f 

() Schüutzpolizeibeamte find die Vollzugsbeamten der Schutzpolizei im Sinne des § 1 des 
Reichsgeſetzes über die Schutzpolizei der Länder vom 17. Juli 1922. Sie ſind unmittelbare 
Staatsbeamte. Auf fie finden die für unmittelbare Staatsbeamte geltenden Beſtimmungen mit 
den in dieſem Geſetze enthaltenen Abweichungen Anwendung. 

(2) Eine lebenslängliche Anſtellung von Polizeiwachtmeiſtern kann nach Vollendung einer 
zwölfjährigen Geſamtdienſtzeit erfolgen, ſofern dafür ein Bedürfnis beſteht und im Staatshaus⸗ 
haltsplane Stellen für lebenslänglich angeſtellte Beamte vorgeſehen und frei ſind. Auf die lebens⸗ 
länglich angeſtellten Beamten finden nur die Beſtimmungen des zweiten und vierten Teiles dieſes 
Geſetzes Anwendung. 8. 

8 


Pflichtdienſtzeit. 
Jeder in die Schutzpolizei Eintretende iſt auf 12 Jahre zum ununterbrochenen Dienſte in der 
Schutzpolizei verpflichtet. f 
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Dienſtverhältniſſe. 
(1) Jedem Schutzpolizeibeamten ſteht der Aufſtieg in alle Polizeioffizierſtellen offen. Die 
Beförderung erfolgt nach Maßgabe freier Stellen unter Berückſichtigung der Perſönlichkeit, der 
Fähigkeiten, Leiſtungen und der Dienſtzeit. 5 
(2) Die näheren Vorſchriften über Einſtellungen, Anftellungen und Beförderungen der Schutz— 
polizeibeamten erläßt der Miniſter des Innern. 
USA, 
)) Nach Ablauf der zwölfjährigen Dienſtzeit ſcheiden die Wolizeiwachtmeifter (alle Dienſtgrade 
vom Polizeihauptwachtmeiſter abwärts) in der Regel aus der Schutzpolizei aus. 
| Geſezſammlung 1922. (Mr. 1234312345) 8 44 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Auguſt 1922. 
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e) Wird die in Ausſicht genommene: Entlaſſung dem Schutzpolizeibeamten nicht mindeſtens 
drei Monate vor dem Tage des Ablaufs der Dienſtzeit bekanntgegeben, ſo gilt das Dienſtverhältnis 
als um je ein weiteres Jahr verlängert, falls nicht der Schutzpolizeibeamte mindeſtens einen Monat 
vor dieſem Tage ſeine Entlaſſung beantragt. 


SE 

() Der Schutzpolizeibeamte darf eine Ehe erſt eingehen, wenn er eine Geſamtdienſtzeit von 
7 Jahren und ein Lebensalter von 27 Jahren vollendet hat. 

(2) Der Miniſter des Innern kann in Einzelfällen ausnahmsweiſe die Erlaubnis zu früherer 
Eheſchließung erteilen. 

f § 6. 
Gebührniſſe. N 

() Die planmäßigen Bezüge der Schutzpolizeibeamten ergeben fi) aus dem Beamten-Dienft- 
einkommensgeſetz und den Ausführungsbeſtimmungen dazu. 

(2) Soweit die Eigenart der Schutzpolizei abweichende Beſtimmungen über die Art der Aus— 
zahlung der Bezüge bedingt, werden dieſe vom Miniſter des Innern in Verbindung mit dem 
Finanzminiſter getroffen. 

(3) Die Gewährung von Anterkunft, Verpflegung, Bekleidung und ärztlicher Behandlung an 
die Schutzpolizeibeamten ſowie deren Umfang und Anrechnung ihres Wertes auf das Dienſteinkommen 
wird durch den Staatshaushaltsplan geregelt. 


Kündigung und Entlaſſung. 
5 8 
() Die Geſamtzahl der Kündigungen und Entlaſſungen aus der Schutzpolizei vor Ablauf 
der zwölffährigen Pflichtdienſtzeit darf jährlich 8 vom Hundert der Sollſtärke nicht überſteigen. 
e) Aus dieſer Beſtimmung kann der einzelne Schutzpolizeibeamte für ſich keine Rechte herleiten. 


§ 8. n 8 
() Nach Einſtellung in die Schutzpolizei kann der Schutzpolizeibeamte während der Pflicht— 
dienſtzeit nur in beſonders begründeten Fällen die Entlaſſung auf dem Dienſtwege nachfuchen. 
(2) Nach Ablauf der Pflichtdienſtzeit darf die Entlaſſung nicht verweigert werden. 


8 i 
Während der Zeit der Ausbildung, die höchſtens zwei Jahre betragen ſoll, kann dem Schutz⸗ 
polizeibeamten unter Einhaltung einer Friſt von einem Monat zum Monatsende das Dienſtverhältnis 
gekündigt werden, falls er die für die Verwendung im Polizeidienſt erforderliche Eignung oder 
Befähigung nicht beſitzt. 
; 8 0. 5 
(1) Nach der Zeit der Ausbildung (§ 9) kann dem Schutzpolizeibeamten gekündigt werden, 


wenn er nach polizeiärztlichem Urteile die Polizeidienſtfähigkeit nicht mehr beſitzt und ihre Wieder- 


herſtellung innerhalb Jahresfriſt nicht zu erwarten iſt. Die Entlaſſung kann auf Antrag oder 
von Amts wegen erfolgen. 
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(2) Von Amts wegen findet eine Entlaffung nur zum Ende eines Monats ſtatt. Abſicht und 
Kündigungsgrund find dem Schutzpolizeibeamten mindeſtens drei Monate vor dem Entlaſſungstage 
Aitzuteilen. a 


$ 11. 
(1) Bis zur Vollendung einer zwölfjährigen Geſamtdienſtzeit kann dem Schutzpolizeibeamten 
ohne Einhaltung einer Friſt gekündigt werden: 

a) bei dem Nachweiſe von wiſſentlich falſchen Angaben über die perſönlichen Verhältniſſe 
bei der Einſtellung; 

b) bei Entmündigung oder Stellung unter Vormundſchaft; 

e) wenn eine Ehe entgegen den Beſtimmungen der §§ 5 und 105 eingegangen iſt oder 
eine ſolche das Anſehen der Polizei gefährdet; 

A) bei ſchweren oder wiederholten a gegen die Manneszucht, den Zuſammenhalt 
oder das Anſehen der Polizei im und außer Dienſt, bei vorſätzlicher oder grobfahrläſſiger 
Verletzung der Amtsverſchwiegenheit; 

e) bei rechtskräftiger Verurteilung zu einer Gefängnisſtrafe; 

) bei Dienſtverweigerung; 

8) bei eigenmächtigem Fernbleiben vom Dienſte über fünf Tage hinaus. 

(2) Der Antrag auf Kündigung kann von jedem Dienſtvorgeſetzten unter beſtimmter Be- 
zeichnung des Grundes geſtellt werden. Eine Abſchrift des Antrags iſt dem Betroffenen gleichzeitg 
auf dem Dienſtwege zuzuſtellen. 


: $ 12. 
(1) Der Polizeioffizier kann außer den in §§ 10 und 11 genannten Fällen entlaffen werden: 
a) wenn er nach dem Arteile ſeiner Vorgeſetzten die für ſeine dienſtliche Verwendung nötige 
| Fähigkeit nicht mehr beſitzt; 
bp) wenn er das Höchſtalter feines Dienſtgrades erreicht hat und er für den nächſthöheren 
Dienſtgrad nicht als geeignet erachtet wird. 

e) Die Dienſtaltersgrenzen werden durch den Miniſter des Innern feſtgeſetzt im Einver⸗ 

nehmen mit dem Finanzminiſter. 

(3) Die Entlaſſung erfolgt auf eigenen Antrag des Polizeioffiziers oder von Amts wegen. 
| (4) Die Entlaſſung von Amts wegen erſolgt zum Schluſſe des Rechnungsjahrs. Der Antrag 
| hierzu, zu dem jeder Dienſtvorgeſetzte berechtigt iſt, ift — mit Gründen verfehen — mindeſtens 
drei Monate vor dieſem Zeitpunkte zu ſtellen und dem Betroffenen gleichzeitig abſchriftlich auf 
dem Dienſtwege zu übermitteln. 


u, .. 


§ 13. 

Gegen die beabſichtigte Entlaſſung nach §§ 10 bis 12 ſteht dem Betroffenen nach der Be— 
kanntgabe des Antrags innerhalb einer Friſt von einem Monate — gegen die nach § 11 inner 
halb einer ſolchen von 7 Tagen — der Einſpruch an den zur Entſcheidung befugten Dienſtvor⸗ 
geſetzten (§ 17) zu. Die Friſt iſt gewahrt, wenn der Einſpruch nachweisbar rechtzeitig an eine 
vorgeſetzte Dienſtſtelle abgeſandt iſt. Die Entlaſſung darf in allen Fällen erſt erfolgen, wenn 
der Einſpruch zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. 


2— — 
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9 14. 


Beim Einſpruche gegen die in Ausſicht genommene Enklaſſung nach 8 10 iſt das Gutachten 
eines weiteren beamteten Arztes herbeizuführen. i 


$ 15. 
Beim Einſpruche gegen die beabſichtigte Entlaſſung nach 8 11 hat der zur Entlaſſung befugte 
Dienſtvorgeſetzte ($ 17) die protokollariſche Vernehmung des Antragſtellers, des Betroffenen ſowie 
der zur Klärung des Sachverhalts erforderlichen Zeugen zu veranlaſſen. 


$ 16. 
Beim Einſpruche gegen die beabſichtigte Entlaſſung nach § 12 kann der Betroffene das Gut— 
0 achten eines Ausſchuſſes fordern, zu dem ein von ihm gewählter Vertreter gehören muß. Die 


= Einzelheiten des Verfahrens und die Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes regelt der Miniſter des 
%%% Innern. 


8 9 17. 
(1) Die Entſcheidung über die Kündigung und Entlaſſung nach §§ 7 bis 12 trifft: 

a) bei Polizeiwachtmeiſtern der zuſtändige Regierungspräſident — für Groß Berlin der 
Polizeipräſident — für die ihm unmittelbar unterſtellten Polizeikörper der zuſtändige 
Oberpräſident, — eine Übertragung dieſer Befugnis an die Leiter der ſtaatlichen Orts- 
polizeiverwaltungen iſt ſtatthaft — 

b) bei Polizeioffizieren der Miniſter des Innern. 

E) Die Entlaſſungsverfügung muß mit Gründen verſehen ſein. 


Zweiter Teil. 
Beſondere Pflichten und Dienſtſtrafen. 
3 
; Beſonbere Amtspflichten. 
Der Schutzpolizeibeamte hat im beſonderen folgende Amtspflichten: 
1. Er hat auf Grund der Verfaſſung und der Geſetze mit Einſatz ſeiner ganzen Perſönlichkeit 
= die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung zu ſchützen. 
x 2. Er hat den Dienſtbefehlen der zuſtändigen Dienſtvorgeſetzten unbedingt nachzukommen. 
RR Für die Rechtmäßigkeit des Befehls trägt der Dienſtvorgeſetzte die Verantwortung. 
5 Er darf auch bei drohender perſönlicher Gefahr dem Dienſte nicht fernbleiben. 
Er hat als öffentlich erkennbarer Träger ſtaatlicher Hoheitsrechte im und außer Dienſt 
Manneszucht und Anſehen der Polizei zu wahren. niet Be 


HB ws 


Dienſtſtrafen. 
a 5 § 19. a Be 
Hinſichtlich aller Pflichtverletzungen unterliegen die Schutzpolizeibeamten den geſetzlichen Vor— 
ſchriften über die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ab- 


ae 


weichende Beſtimmungen getroffen ſind. Sie ſind — ſoweit ſie nicht nach Maßgabe des § 1 Abſ. 2 
eine lebenslängliche Anſtellung erhalten haben — den im §.83 des Geſetzes über die e 
der . Beamten vom 21. Juli 1852 bezeichneten Beamten gleichgeſtellt. i 


§ 20. 
Dienſtſtrafen ſind: 
a) Warnung; 
bp) einfacher Verweis; 
c) Geldbuße; 
A) ſtrenger Verweis; 
e) die Entfernung aus dem Amte (Dienſtentlaſſung). 


Verfahren. 
§ 21. 

Die Warnung iſt ausdrücklich als ſolche durch den Dienſtvorgeſetzten auszuſprechen und dem 
Beſtraften ſchriftlich zu übermitteln. 
f 8 
Der ae Verweis wird dem Schutzpolizeibeamten in Gegenwart eines Schutzpolizei— 
beamten möglichſt des gleichen Dienſtgrades durch den unmittelbaren Dienſtvorgeſetzten 
oder in deſſen Gegenwart erteilt. 

Der ſtrenge Verweis wird erteilt vor verſammelter Hundertſchaft oder kleinerem örtlichen 
Verbande, bei Polizeioffizieren vor verſammeltem Polizeioffizierkorps des örtlichen Polizei 
körpers, höchſtens der Abteilung. 


85 
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9235 
Es ſind zuſtändig zur Verhängung: 
1. von Warnungen, einfachen Verweiſen, Geldbußen bis in Höhe von ¼ p des monatlichen 
Grundgehalts und ſtrengen Verweiſen: 
a) die Leiter der ſtaatlichen Polizeiverwaltungen ; 
b) die Regierungspräſidenten für die übrigen Po lizeiverwaltungen; 
c) die Oberpräſidenten hinſichtlich der ihnen unmittelbar unterſtellten Polizeikörper, 
zu b und e zugleich als Beſchwerdeinſtanz. 5 
Die Ausübung der zu a bis e aufgeführten Strafbefugniſſe iſt in einem vom Miniſter 
des Innern zu beſtimmenden Umfang auf Führer von Polizeikörpern zu übertragen. 
2, von Warnungen, einfachen Verweiſen, Geldbußen bis in Höhe eines monatlichen Grund— 
gehalts und ſtrengen Verweiſen: der Miniſter des Innern. 


9 24. 
(1) Gegen die Verhängung einer Dienfifttafe: ſteht dem Betroffenen das Recht der Beſchwerde 
zu, ſofern die Strafe nicht vom Miniſter des Innern unmittelbar verhängt iſt. Die Beſchwerde 
iſt innerhalb von 7 Tagen nach Bekanntgabe der Strafe, jedoch früheſtens am, Tage nach der Be⸗ 
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kanntgabe auf dem Dienſtwege ſchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. Der Anſpruch des Be— 
amten auf Erledigung ſeiner Beſchwerde entfällt bei Nichteinhaltung der vorgeſehenen Friſt. 
Über Beſchwerden gegen die durch Führer von Polizeikörpern verhängten Strafen entſcheidet der- 
jenige der im § 23 Ziffer 1 genannten Vorgeſetzten, von dem die Ausübung der Strafbefugnis an 
den Führer übertragen iſt. Gegen die Entſcheidung des Leiters einer ſtaatlichen Polizeiverwaltung 
iſt die weitere Beſchwerde an den Regierungspräſidenten zuläſſig. Die Entſcheidungen der Regierungs- 
vräſidenten — in Berlin des Polizeipräſidenten — ſowie der Oberpräſidenten im Beſchwerdewege 
ſind endgültig. a 

(2) Beſchwerden über Strafen, die der Regierungspräſident — der Polizeipräſident von Berlin — 
ſowie der Oberpräſident verhängt hat, entſcheidet der Miniſter des Innern. 


25. 
(1) Gegen ein dienſtliches Straferkenntnis findet ein Wiederaufnahmeverfahren unter den Vor— 
ausſetzungen der SS 399 und 402 der Reichsſtrafprozeßordnung ſtatt. 
2) Die Eröffnung und Entſcheidung im Wiederaufnahmeverfahren erfolgt von derjenigen Dienſt⸗ 
ftelle, deren Entſcheidung angefochten wird. 
8 26. 
Die im 817 bezeichneten Vorgeſetzten können den Schußpolizeibeamten, die nach den Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen Rechtes im Verfügungswege von der Ausübung ihres Amtes entbunden 
ſind, den Anſpruch auf Anterkunft, Verpflegung und Bekleidung entziehen. 


Dritter Teil. 
Verſorgung. 
8 
Verſorgungsarten. 
Die Verſorgung umfaßt: 
1. Verwendung im übrigen Polizeidienſte nach 88 32, 35; 
2. Anwendung des Reichsverſorgungsgeſetzes nach §§ 28, 29, 30, 31, 74, 75; 
3. Übergangsgebührniſſe nach $ 38; 
4. eine Zulage zu den Übergangsgebührniſſen unter den Vorausſetzungen des § 39; 
5. einen Vorſchuß auf die Übergangsgebührniſſe und die Zulage hierzu unter den Voraus. 
ſetzungen des § 40; 
6. ein lebenslängliches Ruhegehalt nach §§ 32, 33; 
7, eine Kapitalabfindung nach ss 43 bis 56; 
8. einen Polizeiverſorgungsſchein unter den Vorausſetzungen des § 34; 
9. Fürſorge nach § 37 ; 
10. Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchläge zum Ruhegehalt und zu den Übergangsgebühr⸗ 
niſſen unter den Vorausſetzungen des 8 587 
11, eine einmalige Übergangsbeihilfe nach § 59; 
12. eine einmalige Umzugsentfchädigung nach 8 60; 
13. eine Landesbürgſchaft zur Erleichterung der ländlichen Anſiedlung unter den Voraus- 
ſetzungen des § 57. 
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Anwendung des Reichsverſorgungsgeſetzes. 
§ 28. 
(1) Leiden Schutzpolizeibeamte mit mindeſtens vierjähriger Dienſtzeit, die mit Anſpruch auf 
Übergangsgebührniſſe entlaſſen werden, an Geſundheitsſtörungen, die auf eine Dienſtbeſchädigung 
zurückzuführen ſind, ſo gelten neben den Vorſchriften dieſes Geſetzes die des Reichsverſorgungs— 
geſetzes vom 12. Mai 1920 (Reichs-Geſetzbl. S. 989) 11 folgenden Maßgaben: 

1. Neben dem Polizeiverſorgungsſchein (§ 34) wird der Bcamtenſchein nach § 33 des 

Reeichsverſorgungsgeſetzes nicht gewährt. 

2. Bei der Anwendung der Ruhensvorſchrift des §63 Nr. 3 des Reichsverſorgungsgefetzes 
find nur die Übergangsgebührniſſe ($ 38) ſowie die Kinderbeihilfen und Ausgleichszu⸗ 
ſchläge hierzu (§ 58) zu berückſichtigen. 

(2) Für die Polizeioffiziere mit mindeſtens zehnjähriger Geſamtdienſtzeit findet in dieſem Falle 
der § 99 Abſ. 3 und 4 des Reichsverſorgungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


§ 29. 

Leiden Polizeiwachtmeiſter mit mindeſtens vierjähriger Dienſtzeit, die mit Anſpruch auf Über⸗ 
gangsgebührniſſe entlaſſen werden und die für ein lebenslängliches Ruhegehalt nicht in Frage 
kommen, an Geſundheitsſtörungen, die während der Dienſtzeit entſtanden, aber nicht auf Dienſt⸗ 
beſchädigung zurückzuführen ſind, ſo gelten außer den Vorſchriften diefes Geſetzes die des Reichs— 
verſorgungsgeſetzes über die Verſorgung bei Dienſtbeſchädigungen mit ſo'genden Maßgaben: 

1. Es beſteht nur Anſpruch auf ¼ der Grundrente, der Schwerbeſchädigtenzulage, der Aus- 
gleichszulage, der Kinberzulage, er Ortszulage, der Teuerungszulage, des Sterbegeldes 
ſowie auf die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr (§§S 24 bis 30, 51, 87, 34, 35 
des Reichsverſorgungsgeſetzes). 

An Stelle der Grundrente, der eee der Ausgleichszulage, der 
Kinderzulage, der Ortszulage, der Teuerungszulage iſt auf Antrag Heilbehandlung ein: 
ſchließlich Krankengeld, Hausgeld und Unterſtützung ($$ 12, 13 des Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzes) zu gewähren. 

Bei der Anwendung der Ruhensvorſchrift des $ 63 Nr. 3 des Reichsverſorgungsgeſetzes 
find nur die Übergangsgebührniſſe ($ 38) Forbih die Kinderbeihilfen und Ausgleichs: 
zuſchläge hierzu (§ 58) zu berückſichtigen. 


1 


§ 30. 
(1) Wird nach einer Geſamtdienſtzeit ($ 61) von mindeſtens vier Jahren das Dienſtverhältnis 
1. vor Ablauf einer Geſamtdienſtzeit von zehn Jahren auf Grund des § 12 oder 
2. auf Grund des § 11 oder 
3. auf Grund eines auf Dienſtenklaſfang lautenden Wipe oder als Folge eines 
ſtrafgerichtlichen Urteils 
beendet, ſo beſteht nur Anſpruch auf 2 Verſorgung nach dem Reiehsverſorgungsgeſetze. 
e) Beim Vorliegen eines Bedürfniſſes — in den Fällen zu 2 und 3 aber nur bei Würdigkeit — 
ſoll jedoch eine Verſorgung in den Grenzen der §§ 28, 29, 32, 33, 38, 40, 43 bis 60 gewährt 


BR 2 
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„ 8 
werden, wenn die für Anwendung dieſer Verſorgungsbeſtimmungen erforderlichen Vorausſetzungen 
gegeben ſind. Dabei gelten die Ruhensvorſchriften des § 28 Abſ. 1 Nr. 2, falls gleichzeitig Anſpruch 
auf eine Verſorgung nach dem Reichsverſorgungsgeſetze beſteht. 

(3) Die Würdigkeit iſt in den Fällen zu 2 von dem Miniſter des Innern, in denen zu 3 
von den zuſtändigen Dienſtſtraf behörden auszuſprechen. 


$ 31. 
Für Schutzpolizeibeamte, die eine Verſorgung nach dieſem Geſetze nicht erhalten, gelten die 
Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes unverändert. 


Ruhegehalt. 
$ 32. 

() Mit der Vollendung einer Geſamtdienſtzeit (Fs 61 und 62) von mindeſtens zehn Jahren 
erwirbt der Polizeioffizier Anſpruch auf ein lebenslängliches Ruhegehalt, wenn er wegen Polizei— 
dienſtunfähigkeit (§ 10) oder auf Grund des § 12 ausſcheidet. 

e) Das Ruhegehalt iſt vor der Entlaſſung von Amts wegen feſtzuſtellen. 

66) Polizeioffiziere, die infolge Polizeidienſtunfähigkeit aus der Schutzpolizei ausſcheiden müſſen, 
ſollen nach Maßgabe ihrer Geeignetheit bei Beſetzung freier Stellen im übrigen Polizeidienſt und 
in der Landjägerei berückſichtigt werden. 

i § 33. a 

Polizeiwachtmeiſter mit einer Dienſtzeit von mindeſtens 18 Jahren werden beim Ausſcheiden 
wegen Polizeidienſtunfähigkeit auf ihren Antrag wie Polizeioffiziere verſorgt. Die getroffene Wahl 
iſt endgültig. 

Polizeiverſorgungsſchein. 
§ 34. 

Der Polizeiverſorgungsſchein (§ 27 Nr. 8) iſt auf Antrag bei der Entlaſſung zu erteilen: 
1. an Polizeiwachtmeiſter, die nach Ablauf der zwölfjährigen Pflichtdienſtzeit ausſcheiden; 
2. an Polizeiwachtmeiſter, die vor Ablauf der 12 jährigen, aber nach einer Dienſtzeit von 

mindeſtens 4 Jahren wegen Polizeidienſtunfähigkeit ausfcheiden ; 
3. an verſorgungsberechtigte Polizeiofſiziere bis Gehallsgruppe 13 einſchließlich. 


$ 35. 

(1) Durch den Polizeiverſorgungsſchein wird ein Anſpruch auf eine anderweitige Anſtellung 
als Beamter nicht erworben. Den Inhabern des Polizeiverſorgungsſcheins ſtehen jedoch in erſter 
Linie die übrigen Stellen der Polizei und der Landjägerei offen, ſoweit ſie mit Verſorgungs— 
anwärtern zu beſetzen ſind. Im übrigen ſtehen ihnen nach Maßgabe der vom Reiche aufgeſtellten 
Anſtellungsgrundſätze Beamtenſtellen bei den Reichs-, Landes- und Kommunalbehörden, bei den 
Verſicherungsanſtalten für die Invalidenverſicherung ſowie bei ſtändiſchen oder ſolchen Inſtituten, 
die ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, der Länder oder der Gemeinden (Gemeinde⸗ 
vecbände) unterhalten werden, offen. ü ar 
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be) Ehemalige Polizeiwachtmeiſter, die Inhaber des Polizeiverſorgungsſcheins find, werden im: 
Sinne der Beſoldungsgeſetze des Reichs und der Länder den Militäranwärtern. e 


8 36. 


Den im Zivilſtaatsdienſte ſowie im Kommunal- und Inſtitutendienſt uſw. angeſtellten Inhabern 
des Polizeiverſorgungsſcheins wird die Polizeidienſtzeit bei Ermittlung des Ruhegehalts als ruhe— 
gehaltsfähige Dienſtzeit nach Maßgabe der allgemein für die Beamten geltenden Geſetze angerechnet. 


9 37. 


Fürſorge. 2 

Die Polizeiwachtmeiſter erhalten zur Erleichterung des bertritts in einen anderen Beruf eine 
allgemeine und fachliche Ausbildung, über deren Art und Ergebnis Zeugniſſe erteilt werden. Der 
Berufsberatung und Aırbeitsvermittlung iſt ſeitens der entlaſſenden Stellen ein ganz beſonderer 
Wert beizumeſſen. Werden die Polizeiwachtmeiſter vor Abſchluß der vorſtehend genannten Aus⸗ 
bildung wegen Polizeidienſtunfähigkeit entlaſſen, ſo kann auf Antrag genehmigt werden, daß ſie 
auch nach der Entlaſſung bis zur Dauer eines Jahres an der Ausbildung ae Sie haben 
gleichfalls Anſpruch auf Anstellung eines Zeugniſſes. 

§ 38. 
Obengongssebäßeniffe 

(1) Die Übergangsgebührniſſe ($ 27 Nr. 3) werden den nach Ableiſtung der zwölfjährigen 
Dienſtzeit ausſcheidenden Polizeiwachtmeiſtern ſowie den auf Grund von Dienſtunfähigkeit aus— 
ſcheidenden, nicht ruhegehaltsberechtigten Schutzpolizeibeamten nach einer Geſamtdienſtzeit von mindeſtens 
4. Jahren zur Erleichterung des Überganges in einen anderen Beruf gewährt. Den Übergangs, 
gebührniſſen wird das zuletzt zuſtändige ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen ($ 42) zugrunde gelegt. 
Sie betragen für Schutzpolizeibeamte / im erſten, /s im zweiten und für Polizeiwachtmeiſter außer⸗ 
dem / im dritten Jahre und werden bei einer Dienſtzeit von mindeſtens 4 und weniger als 
8 Jahren für die Dauer eines Jahres, von mindeſtens 8 und weniger als 12 Jahren für die 
Dauer von 2 Jahren und bei Polizeiwachtmeiſtern von mindeſtens 12 Jahren 1 N Dauer don 
3 Jahren von Beginn der Zahlung ab gewährt. 

(2) Die Ubergangsgebührniſſe ſind vor der Entlaſſung von nis 1 Feftzufteklen, Der 
Jahresbetrag i nach oben auf volle Mark e 


$ 39. 
Zulage zu den Übergangsgebührniſſen. 

' 00 Die Zulage zu den Übergangsgebührniſſen (§ 27 Nr. 4) dient zur Erleichterung des 
Überganges in einen e ee Beruf. Sie wird den Polizeiwachtmeiſtern gewährt, denen 
der, Polizeiverſorgungsſchein ($ 34) nicht erteilt worden iſt. Die Zulage betete 2.000. Mark 
jährlich und wird nur fo A gewährt, als Übergangsgebührniſſe zuſtehen. Die Zulage iſt vor 
der Entlaſfung. von, Amts wegen feſtzuſtellen. i . ENTE 
.) Inhaber des Polizeiverſorgungsſcheins können innerhalb der Zeit, in der- ihnen Über⸗ 
Er e gs gebüh mise zuſtehen, gegen Verzicht auf den Schein die Zulage wählen. Dagegen iſt die 
nachträgliche Erwerbung des Polizeiverſorgungsſcheins gegen Verzicht auf die Zulage nicht zuläſſig. 
Geſetzſammlung 1922. (Nr. 12343123450 45 
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§ 40. 
Vorſchuß auf die Übergangsgebührniſſe und die Zulagen hierzu. 

(1) Auf Antrag ſoll den in SS 38 und 39 bezeichneten Schutzpolizeibeamten, ſoweit ſie den 
Polizeiverſorgungsſchein nicht erhalten haben, ein Vorſchuß bis zur vollen Höhe der Übergangs⸗ 
gebührniſſe (§ 38) und zutreffendenfalls der Zulage hierzu (§ 27 Nr. 5) gewährt werden, wenn es 
zur Begründung oder Sicherung ihres wirtſchaftlichen Fortkommens nötig iſt und die nützliche 
Verwendung gewährleiſtet erſcheint. N 

(2) Der nach Abf. 1 gewährte Vorſchuß gilt als ſteuerbares Einkommen im Sinne des 99 
Nr. 3 des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. März 1920 (Reichs-⸗Geſetzbl. S. 359) und iſt dem 
ſteuerbaren Einkommen des Kalenderjahrs hinzuzurechnen, in dem er ausgezahlt wird. Soweit 
die Übergangsgebührniſſe und die Zulagen hierzu, auf die ein Vorſchuß gezahlt wird, gemäß 8 38 
Abſ. 1 für mehr als ein Jahr zu gewähren ſind, findet bei der Berechnung der danach zu ent⸗ 
richtenden Einkommenſteuer die Vorſchrift des § 23 des Einkommenſteuergeſetzes mit der Maßgabe 
Anwendung, daß als volle Jahre der Tätigkeit die Jahre gelten, für die die Übergangsgebührniffe 
und die Zulage hierzu gemäß § 38 Abſ. 1 zu gewähren find. Die Übergangsgebührniſſe und die 
Zulage hierzu ſind, ſoweit auf ſie nach Abſ. 1 ein Vorſchuß gewährt wurde, bei Berechnung des 
ſteuerbaren Einkommens der Kalenderjahre, in denen ſie zu zahlen wären, nicht in Anfag zu bringen. 


§ 41. 
5 Betrag des Ruhegehalts. 

(1) Das Ruhegehalt beträgt für ruhegehaltsberechtigte Schutzpolizeibeamte nach vollendeter 
zehnjähriger Geſamtdienſtzeit (SS 61 und 62) "io und ſteigt mit jedem weiteren Dienſtjahre um 
"soo bis auf ¼0 des zuletzt zuſtändigen ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 42), jedoch mit 
der Einſchränkung, daß in Dienſtgraden und Dienſtſtellen mit Einzelgehältern das Ruhegehalt nach 
dem 25. Dienſtjahr nur um 00 mit jedem weiteren Dienſtjahre ſteigt. 

(2) Der Jahresbetrag iſt nach oben auf volle Mark abzurunden. 


$ 42. 
Ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen. 
Als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen werden angerechnet: 
1. das Grundgehalt; 
2. der Ortszuſchlag mit dem ruhegehaltsfähigen Betrage; 
3. ſonſtige Nebenbezüge und Vergütungen, ſoweit ſie im Haushaltsplan ausdrücklich als 
ruhegehaltsfähig bezeichnet ſind. i 


Kapitalabfindung. 
. 9 43. 27 7 
() Polizeioffiziere, die auf Grund des Geſetzes Anſpruch auf Ruhegehalt (§ 32) haben, 


ſollen auf ihren Antrag zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſihes. 
oder zur Erleichterung des Berufswechſels nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften durch Zahlung 
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eines Kapitals abgefunden werden. Eine Kapitalabfindung ſoll auch dann gewährt werden, wenn 
die Polizeioffiziere zum Erwerb eigenen Grundbeſitzes einem geen N en Siedlungs⸗ 
unternehmen beitreten wollen. 
f (2) Die nach Abſ. 1 gewährte Kapitalabfindung 5 als ſteuerbares Eintommen im Sinne 
des § I Nr. 3 des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. März 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 359) und iſt 
dem ſteuerbaren Einkommen des Kalenderjahrs hinzuzurechnen, in dem dies ausgezahlt wird. — 
Bei der Berechnung der danach zu entrichtenden Einkommenſteuer findet die Vorſchrift des § 23 
des Einkommenſteuergeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß als volle Jahre der Tätigkeit die 
Jahre gelten, für die das der Berechnung der Abfindung gemäß § 46 zugrunde zu legende Ruhe⸗ 
gehalt zuſteht. 
f § 44. 
() Eine Kapitalabfindung ſoll bewilligt werden, wenn: 
der Antragſteller das 55. Lebensjahr nicht überſchritten hat; ausnahmsweiſe kann auch 
nach dem 55. Lebensjahr eine entſprechende Abfindung gewährt werden; 
der Anſpruch auf Ruhegehalt anerkannt iſt; 5 
für eine nützliche Verwendung Gewähr beſteht; 
der Antragſteller den Polizeiverſorgungsſchein nicht beſitzt. 
(2) Hält der Miniſter des Innern eine nützliche Verwendung nicht für gewährleiſtet, ſo iſt 
dem Antragſteller vor der Entſcheidung ſchriftlich Kenntnis von den Gründen und Gelegenheit 
zur Außerung zu geben. 


— 


se 


$ 45. 
Der zu kapitaliſierende Teilbetrag des Ruhegehalts darf die Hälfte des jährlichen Ruhegehalts 
und den Jahresbetrag von 6000 Mark nicht überſchreiten. 


§ 46. 
Die Abfindung iſt auf das für einen Zeitraum von zehn Jahren zuſtehende Ruhegehalt ber . 
ſchränkt. Als Abfindung wird das Achtfache des gemäß 8 45 feſtgeſetzten Jahresbetrags gezahlt. 


f SAT. 
Der Anſpruch auf den Teil des Ruhegehalts, an deſſen Stelle die Abfindungsſumme tritt, 
erliſcht für die Dauer von zehn Jahren mit Ablauf des Monats, in dem die Auszahlung erfolgt iſt. 


8 48. = 
Die Abfindungsſumme ift auf Erfordern inſoweit zurückzuzahlen, als ſie nicht e einer 
vom Miniſter des Innern bemeſſenen Friſt beſtimmungsgemäß verwendet iſt.“ 


x § 49. 

(1) Dem Abgefundenen kann auf Antrag der durch die Kapitalabfindung erloſchene Ruhe⸗ 
gehaltsteil vor Ablauf der zehnjährigen Friſt gegen Rückzahlung der entſprechenden Abfindungs⸗ 
ſumme wieder bewilligt werden, wenn er zur Erlangung einer anderen ene ee das 

R Grundſtück weiter veräußert oder wenn andere wichtige Gründe vorliegen. f 
10 45* 


5 302 0 


) Die Verpflichtung zur Rückzahlung beſchränkt ſich: 
nach Ablauf des 1. Jahres auf 92 vom Hundert der Abfindungsſumme, 
» » x x » » 84 » » » » 


» 


5 75 » » » 
v » » 4. » » 66 » » » » 
» » 93 57 » 36 > » » 
D » 3 6. » » 46 » » » 
» » 7 » » 35 » » » 
» » v» 8. » 24 » » » 
» » 9 » 125 » » » 


Der Berechnung find die Zeitpunkte der Zahlung und der Rückzahlung zugrunde zu legen. 
(3) Erfolgt die Rückzahlung im Laufe eines Jahres, ſo ſind der nach Abſ. 1 berechneten 
Summe 4 vom Hundert Zinſen für die Zeit vom erſten Tage des Jahres bis zum Tage der Rück⸗ 
zahlung hinzuzurechnen; der Betrag des Ruhegehalts, der auf die gleiche Zeit entfallen wäre, ift 
abzuziehen. : . 5 
§ 50. 


Der nach § 47 erloſchene Anſpruch lebt mit Wirkung vom 1. des Monats wieder auf, in 
dem die Abfindungsſumme gemäß 33 48, 49 zurückgezahlt iſt. 


§ 51. 

() Wird durch eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes oder durch eine von der Landes— 
zentralbehörde zugelaſſene Einrichtung Erwerb oder wirtſchaftliche Stärkung von Grundbeſitz ver⸗ 
mittelt, fo ſoll auf Antrag anſtatt der Kapitalabfindung und unter deren Vorausſetzung zum 
Zwecke der Kapitalbeſchaffung die Abtretung auch der nicht der Pfändung unterliegenden Ruhe⸗ 
gehaltsteile an die vermittelnde Stelle genehmigt werden. Dieſe Abtretung macht die unpfändbaren 
Bezüge nicht pfändbar. i N f 5 
ee) Wird von der vermittelnden Stelle wegen der Gefahr de3. vorzeitigen. Erlöſchens oder 
Ruhens des Anſpruchs auf den abgetretenen Ruhegehaltsteil der Abſchluß einer Lebens- oder 
Riſikoverſicherung verlangt, ſo ſoll die Abtretung eines Teiles des Ruhegehalts (8 45) an den 
Verſicherer zur Deckung der Prämie genehmigt werden. 


852 
Ss 92. 
Auf Antrag ſoll von dem Miniſter des Innern genehmigt werden, daß der abgetretene An— 


ſpruch auf den Ruhegehaltsteil an den Ruhegehaltsberechtigten zurückübertragen wird. — Eine 
Abtretung des Anſpruchs an Dritte iſt unzuläſſig. 


$ 53. 

Die beſtimmungsmäßige Verwendung des Kapitals und die weiteren Zwecke der Abfindung und 
Abtretung ſind durch die Form der Auszahlung und in der Regel durch andere geeignete Maß⸗ 
nahmen zu ſichern. Der Miniſter des Innern kann insbeſondere anordnen, daß die Weiter— 
veräußerung und Belaſtung eines erworbenen Grundſtücks innerhalb einer Friſt von nicht 


„ 


über 5 Jahren nur mit ſeiner Genehmigung zuläſſig iſt. Dieſe Anordnung wird mit der 
Eintragung in das Grundbuch wirkſam. — Die Eintragung erfolgt auf Erſuchen des Miniſters 
des Innern. ; 

$ 54. 


Aus der Bewilligung der Abfindung kann nicht auf Auszahlung geklagt werden. 


$ 55. 
Über die Anträge auf Abfindung und Abtretung entſcheidet der Minifter des Innern. 


$ 56. 

(1) Die Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei der Durchführung der von dem Minifter 
des Innern angeordneten oder verlangten Maßnahme zur Sicherung der beſtimmungsmäßigen 
Verwendung des Kapitals, der Erhaltung des Zweckes der Abfindung und Abtretung und der Rück— 
zahlung der Abfindungsſumme find koſten- und ſtempelſrei. 

(2) Dieſe Vorſchrift findet auf die den Notaren zukommenden Gebühren und Auslagen 
keine Anwendung. 8 

a § 57. f 
Landesbürgſchaft zur Erleichterung der ländlichen Anſiedlung.“ 

(1) Beamten, die einen Vorſchuß auf die Übergangsgebührniffe und die Zulage hierzu ($ 40), 
oder Polizeioffizieren, die eine Kapitalabfindung (§§ 43 bis 56) erhalten ſollen und die den 
Nachweis für ihre Eignung zur ländlichen Anſiedlung erbracht haben, ſoll zur Erleichterung der 
Anſiedlung auf Antrag eine Landesbürgſchaft (§S 27 Nr. 13) bis zum doppelten Betrage der von 
ihnen aus Se Mitteln (Privatvermögen und vorſtehend erwähnter Vorſchuß oder Kapitalab⸗ 
findung) für die Anſiedlung bereitgeſtellte Summe gewährt werden. Die Landesbürgſchaft ſoll nur 
1 zur Beſchaffung von dinglich geſicherten Siedlungsdarlehen und nur dann in Anſpruch genommen 
9 werden, wenn der Bewerber zur Beſchaffung eines Bürgſchaftsſicherungsfonds beiträgt. Die Ge⸗ 
ſamthöhe der Bürgſchaft darf den 15 fachen Jahresbetrag des zuletzt zuſtändigen Dienſteinkommens 
19 nicht überſchreiten. Die näheren Beſtimmungen über die Gewährung der Bürgſchaft, insbeſondere 
| rer die dabei maßgebende Taxe und über die Höhe des Beitrags der Bewerber zum Bürg⸗ 
| ſchaftsſicherungsfonds ſowie über das Verfahren erläßt der Minifter des Innern im Einverſtändniſſe 
mit dem preußiſchen Finanzminiſter. 

Die 1 10 0 0 preußiſchen Siedlungsunternehmungen ($ 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes 
vom 11. Auguſt 1919, Reichs⸗Geſetzbl. S. 1429) find verpflichtet, auf Anſuchen des Miniſters des 
Innern bis zu 5 vom Hundert ihrer Siedler jährlich aus entlaſſenen Schutzpolizeibeamten zu 
i entnehmen, die ihre Eignung zur ländlichen Siedlung dargetan haben. 


1 


8 58. 
Kinderbeihilfe und Ausgleichszuſchläge. 
(1) Zu dem Ruhegehalt ($ 32) und zu den Übergangsgebührniſſen ($ 38) werden Ausgleichs⸗ 


zufchläge und Kinderbeihilfen in entſprechender Anwendung der 88 23 und 24 des Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 gewährt. 
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(2) Die Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchläge ſind vor der Entlafjung von Amts wegen 
feſtzuſtellen. N ü b 
6) Der Jahresbetrag ift nach oben auf volle Mark abzurunden. 


§ 59. 
Einmalige Übergangsbeibilfen. 

(1), Den Schutzpolizeibeamten bis zum Dienſtgrade mit einem Dienſteinkommen der Bejoldungs- 
gruppe 10 einſchließlich, die nach mindeſtens vierjähriger Dienſtzeit wegen Polizeidienſtunfähigkeit 
auf Grund des § 10 oder nach Ablauf der zwölfjährigen Dienſtverpflichtung ausſcheiden, wird eine 
einmalige Übergangsbeihilfe (§S 27 Nr. 11) gezahlt. Sie beträgt bei einer Dienſtzeit von mindeſtens 
4 und weniger als 8 Jahren 700 Mark, von mindeſtens 8 und weniger als 12 Jahren 1400 Mark, 
von mndeftens 12 Jahren 2100 Mark. ap 

(2) Die einmalige Übergangsbeihilfe iſt vor der Entlaſſung von Amts wegen feſtzuſtellen. 
Sie gilt nicht als ſteuerbares Einkommen im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes. 


§ 60. 
Einmalige Amzugsentſchädigung. 

() Schutzpolizeibeamte, die nach mindeſtens zwölfjähriger Geſamtdienſtzeit oder auf Grund 
von Polizeidienſtunfähigkeit nach mindeſtens vierjähriger Geſamtdienſtzeit infolge Übertritts in einen 
anderen Beruf innerhalb von 6 Monaten nach dem Ausſcheiden einen Umzug ausführen, wird auf 
Antrag eine einmalige Umzugsentfchädigung ($ 27 Nr. 12) in Höhe der tatſächlich entſtandenen 
Koſten nach den für Verſetzte des gleichen Dienſtgrades geltenden Beſtimmungen und in den Grenzen 
der für dieſe zuſtändigen Beträge gewährt. 

(2) Kann der Umzug trotz rechtzeitiger Bewerbung nicht innerhalb von 6 Monaten nach der 
Entlaſſung ausgeführt werden, jo iſt die im Abf. 1 vorgeſehene Amzugsentſchädigung zur Hälfte 
auch dann noch zu gewähren, wenn der Umzug bis zum Ablauf eines Jahres nach der Entlaſſung 
erfolgt. 

6) Bei einem Umzug über die Grenzen des Deutſchen Reichs hinaus iſt die Umzugsent⸗ 
ſchädigung nur bis zu dieſer zu gewähren. 

(+) Eine Umzugsentſchädigung iſt nicht zu gewähren, wenn und ſolange die laufenden Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe nach den Vorſchriften der SS 63 und 65 zu erlöſchen oder zu ruhen haben. 


(5) Die einmalige Umzugsentſchädigung gilt nicht als ſteuerbares Einkommen im Sinne des 
Einkommenſteuergeſetzes. 


Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit. 
$ 61. 
() Als ruhegehaltsfähig gilt die Dienſtzeit vom Tage des Dienſteintritts in die Schutzpolizei 
bis zum Ablaufe des Entlaſſungstages. 8 
(2) Volle Anrechnung finden außerdem die nach Beginn des 18. Lebensjahres wirklich abge⸗ 
leiſtete Militärdienſtzeit und die Dienſtzeit als Beamter im Reichs-, Staats. und im Polizeidienſte 


re 


der Kommunalverwaltungen; Militärdienſtzeit während eines Krieges findet volle Anrechnung ohne 
Rückſicht auf das Lebensalter. 5 


$ 62. 

(1) Der ruhegehaltsfähigen Geſamtdienſtzeit wird außerdem für jeden Krieg, an dem ein 
Beamter in der Wehrmacht teilgenommen hat, ein Jahr (Kriegsjahr) hinzugerechnet, jedoch iſt für 
mehrere in ein Kalenderjahr fallende Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahres zuläſſig. 

(2) Im übrigen findet eine Doppelrechnung der Dienſtzeit nur ſtatt, wenn ſie aus den 
$8 57, 58 des Wehrmachtverſorgungsgeſetzes vom 4. Auguſt 1921 hergeleitet werden kann. Für 
eine erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen während des 
Krieges zurückgelegten Dienſtzeit ift das Geſetz vom 23. November 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 89) 
maßgebend. Für die Anrechnung der Zeit einer Kriegsgefangenſchaft ift § 60 des Wehrmachtver⸗ 
ſorgungsgeſetzes maßgebend. i 

6) Zur Anrechnung kommt ferner die Zeit einer praktiſchen Beſchäftigung außerhalb des 
Dienſtes des Reichs oder eines ſeiner Länder, inſofern und inſoweit ſie in den Prüfungsvor⸗ 
ſchriften im Hinblick auf die techniſche Ausbildung ausdrücklich angeordnet iſt und in die Zeit nach 
Beginn des 18. Lebensjahres fällt. 

(4) Die im Dienſt eines der übrigen Länder, eines dem Reiche nicht angehörigen Staates, 
die im Kommunaldienſt und im In- oder Ausland im Kirchen- oder Schuldienſte zugebrachte Zeit 
kann mit Genehmigung des Miniſters des Innern und des Finanzminiſters angerechnet werden. 

(5) Für die Berechnung der 18 jährigen Mindeſtdienſtzeit (§ 33) gelten die Vorſchriften dieſes 
Paragraphen und des § 61 mit der Maßgabe, daß die wirkliche Dauer der Dienſtzeit mindeſtens 
12 Jahre beträgt. 

(6) Für die Gewährung von Übergangs gebührniſſen (§ 38) und der einmaligen Übergangs 
beihilfe (§ 59) wird als Dienſtzeit die Zeit vom Tage des Dienſteintritts bis zum Ablaufe des 
Entlaſſungstages gerechnet (§S 61). Eine erhöhte Anrechnung von Dienſtzeit findet nicht ſtatt. 


Erlöſchen und Ruhen des Rechtes auf Verſorgung (Regelung), 
8 63. 
„Das Recht auf Bezug der laufenden Verſorgungsgebührniſſe nach den §§ 32, 38 bis 
40, 58 erliſcht: 
1. mit dem Wiedereintritt in die Schußpolizei; 
2. durch rechtskräftige Verurteilung zu Zuchthausſtrafe auf Grund der §§ 80 bis 93 bes 
Reichsſtrafgeſetzbuches. 
§ 64. 5 
(1) Der Polizeiverſorgungsſchein (88 34 und 35) erliſcht, ſobald der Inhaber zum Polizei⸗ 
offizier befördert wird oder aus einer Stelle, die er auf Grund dieſes Scheines erhalten hat, mit 
Ruhegehalt ausgeſchieden iſt. 
(2) Der Schein iſt verwirkt, wenn gegen den Inhaber rechtskräftig auf eine Strafe erkannt 


worden iſt, die die dauernde Anfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter von Rechts wegen zur 
Jolge hat. 
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§ 65. 
Das Recht auf den Bezug der laufenden Verſorgungsgebührniſſe nach § 63 ruht: 

1. ſolange der Verſorgungsberechtigte nicht Reichsangehöriger ift; jedoch kann der Miniſter 
des Innern die Zahlung genehmigen; : 

2. ſolange der Verſorgungsberechtigte ohne Genehmigung der zuftändigen Stelle feinen 
Wohnſitz außerhalb des Deutſchen Reichs hat; 

3. wenn gegen den Verſorgungsberechtigten auf Grund der SS 80 bis 93 des Reichs— 
ſtrafgeſetzbuchs die öffentliche Klage erhoben worden iſt, ſolange der Aufenthalt des 
Verſorgungsberechtigten unbekannt iſt. Die einbehaltenen Verſorgungsgebührniſſe werden 
ausgezahlt, wenn das Verfahren gegen den Verſorgungsberechtigten rechtskräftig eingeſtellt 
oder er rechtskräftig außer Verfolgung geſetzt, freigeſprochen oder zu geringerer als Zucht 
hausſtrafe verurteilt worden iſt. 

§ 66. 

(1) Während einer Anſtellung oder Beſchäftigung in anderweitigem Zivildienſte ruht das 
Recht auf den Bezug des Ruhegehalts ($ 32) und der Übergangsgebührniſſe ($ 38), ſoweit das 
Einkommen aus dieſem Dienſtverhältnis unter Hinzurechnung des Ruhegehalts oder der Über⸗ 
gangsgebührniſſe den Betrag des der Verſorgung zugrundegelegten Dienſteinkommens überſteigt. 

(2) Als anderweitiger Zivildienſt gilt jede entgeltliche Anſtellung oder Beſchäftigung als Be 
amter oder in der Eigenſchaft eines Beamten im Reichs-, Landes- oder Kommunaldienſt außer 
halb der Schutzpolizei, bei den Verſicherungsanſtalten für die Invalidenverſicherung, bei ſtändiſchen 
oder ſolchen Inſtituten, die ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, der Länder oder der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) unterhalten werden, oder in ſolchen zu den vorbezeichneten nicht 
gehörenden Zivilſtellen, die ganz oder zum Teil den Verſorgungsanwärtern vorbehalten ſind. 

(3) Bei Berechnung des Zivildienſteinkommens find die Beträge, die für die Beſtreitung eines 
Dienſtaufwandes gewährt werden, nicht in Anſatz zu bringen. Der Ortszuſchlag oder eine dem- 
entſprechende Zulage iſt mit dem ruhegehaltsfähigen Betrag oder, ſofern er nicht ruhegehaltsfähig 
iſt, mit dem Durchſchnittsſatz anzurechnen. Iſt der wirkliche Betrag des Ortszuſchlags oder der 
Zulage jedoch geringer, ſo iſt nur dieſer anzurechnen. Wird ein Ortszuſchlag oder eine dem— 
entſprechende Zulage nicht gewährt, ſo iſt eine Dienſtwohnung mit dem Betrag anzurechnen, der 
von der Anſtellungsbehörde für ihre Benutzung einbehalten oder angerechnet wird. 

() Das Recht auf den Bezug der Zulage ($ 39) ruht in den Fällen, in denen das Recht 
Nauf den Bezug der Übergangsgebührniſſe nach Abſ. 1 ganz oder teilweiſe zu ruhen hat. 

(5) Das Recht auf Bezug der Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchläge zu dem Ruhegehalt 
und zu den Übergangsgebührniſſen ruht in den Fällen, in denen der Verſorgungsberechtigte in der 
Zivildienſtſtelle Kinderbeihilfen und Ausgleichs- oder Teuerungszuſchläge erhält, und zwar in der 
Höhe der von der Zivildienſtſtelle gezahlten Beträge. Das gleiche gilt für Lohnangeſtellte und 
Lohnempfänger der im Abſ. 2 bezeichneten Stellen. 


§ 67. 
N) Hat ein Ruhegehaltsempfänger in einer der im § 66 genannten Stellen ein Ruhegehalt 
erdient, fo iſt neben dieſem das Ruhegehalt nach § 32 dieſes Geſetzes bis zur Erreichung des 


= 0 


Betrags zu zahlen, der ſich nach dem Reichsbeamtengeſetze für die Geſamtdienſtzeit aus dem 
früheren ruhegehaltsfähigen Polizeidienſteinkommen ergibt. Unter Geſamtdienſtzeit iſt die Polizei⸗ 
und ſonſtige Dienſtzeit bei den im § 66 genannten Behörden zu verſtehen. 


(2) Iſt der nach vorſtehendem zu zahlende Geſavnbetrag geringer als das Polizeiruhegehalt 
($ Al), jo iſt neben dem Ruhegehalte von dem Polizeiruhegehalte ſo viel zu zahlen, daß der 
Betrag des Polizeiruhegehalts erreicht wird. 


(3) Der an den Ruhegehaltsberechtigten nicht zu zahlende Betrag wird der verabſchiedenden 
Behörde erſtattet, wenn bei Bemeſſung des Ruhegehalts die Polizeidienſtzeit nach dem Reichs— 
beamtengeſetz oder doch mindeſtens ſo weit angerechnet worden iſt, als die ſonſtige Dienſtzeit nach 
den Vorſchriften des Landesrechts angerechnet wird. a 


() Hat ein Schutzpolizeibeamter, dem Ubergangsgebührniſſe ($ 38) zuſtehen, in einer der im 
§ 66 genannten Stellen ein Ruhegehalt erdient, ſo iſt neben dieſem von den Übergangsgebührniſſen 
ſo viel zu zahlen, daß der Betrag der Übergangsgebührniſſe erreicht wird. - 


(5) Das Recht auf den Bezug der Zulage zu den Ubergangsgebührniſſen ($ 39) ruht neben 
dem Bezug eines Ruhegehalts aus Stellen des § 66. 5 


(6) Kür Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchläge gelten die Vorſchriften des § 66 letzter Abſatz 
entſprechend. 


868. 
(1) Tritt das Erlöſchen oder Ruhen des Rechtes auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe 
nach den §§ 63, 65 bis 67 im Laufe eines Monats ein, ſo wird die Zahlung mit Ende des 
Monats eingeftellt; tritt es am erſten eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne 


des Monats auf. Als Tag des Wiedereintritts im Sinne des § 63, 1 gilt der Beginn des 
Beſoldungsbezugs. g 


(2) Bei vorübergehender Beſchäftigung gegen Tagegelder oder eine andere Entſchädigung beginnt 
das Ruhen des Rechtes auf den Bezug des Ruhegehalts, der Übergangsgebührniſſe und der etwaigen 
Zulage hierzu nach § 66 mit dem Ablaufe von ſechs Monaten, vom erſten Tage des Monats der 
Beſchäftigung an gerechnet. 5 5 

(3) Lebt das Recht auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe nach den §§ 65 bis 67 wieder 
auf, ſo hebt die Zahlung mit dem Beginne des Monats an. 88. 


8 69. 
Zahlung.“ 

(1) Die laufenden Verſorgungsgebührniſſe (88 32, 38 bis 40, 58) werden monatlich, bei Über⸗ 
weiſung auf ein Konto vierteljährlich im voraus gezahlt. 5 

(2) Die Zahlung beginnt mit dem Ablaufe des Monats, für den Beſoldungsgebührniſſe zuletzt 
zugeſtanden haben. Wird die Zulage zu den Übergangsgebührniſſen erſt nach der Entlaſſung gewählt 
($ 39 Abſ. 2), jo beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem der Antrag geſtellt iſt. Die 
Zahlung der Kinderbeihilfen (§ 58 Abſ. 1) beginnt, wenn das Kind erſt nach der Entlaſſung geboren 
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ift, mit dem Monate der Geburt, frühestens jedoch mit dem Monat, in dem die Anmeldung des 
Anſpruchs erfolgt oder das der Anmeldung entgegenſtehende Hindernis eingetreten iſt. 


(3) Als Hindernis gelten ſolche Verhältniſſe, die außerhalb des Willens des Verſorgungs⸗ 
berechtigten liegen. 
(4) Alle einzelnen Zahlungen ſind auf volle Mark nach oben hin abzurunden. 


Die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr. 
s 70. 

() Stirbt ein mit Verſorgung ausgeſchiedener Schutzpolizeibeamter, fo werden für die auf 
den Sterbemonat folgenden drei Monate noch die laufenden Verſorgungsgebührniſſe (§8§8 32, 38 
bis 40, 58) gezahlt, die dem Verſtorbenen nach dieſem Geſetze zu zahlen geweſen wären. 

(2) Bezugsberechtigt ſind nacheinander: der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, der 
Großvater, die Großmutter, die Geſchwiſter und die Geſchwiſterkinder, wenn ſie mit dem Ver⸗ 
ſtorbenen zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben oder wenn der Verſtorbene 
ſie aus ſittlichen, geſetzlichen oder vertraglichen Gründen zu unterſtützen verpflichtet war. Den 
ehelichen Kindern werden gleichgeſtellt: 
die für ehelich erklärten Kinder; - 
die angenommenen Kinder, wenn ſie vor der Entlaſſung an Kindes Statt angenommen ſind; 
die Stief⸗ und Pflegekinder, wenn ſie vor der Entlaſſung von dem Verſorgungsberechtigten 
unentgeltlich unterhalten worden ſind; 

4. die unehelichen Kinder, wenn fie vor der Entlaſſung von dem Verſorgungsberechtigten 
erzeugt worden ſind und die Vaterſchaft glaubhaft gemacht iſt. 
N 00 Sind nach Abſ. 2 bezugsberechtigte Perſonen nicht vorhanden, ſo beſtimmt die für die 
Regelung der Verſorgungsgebührniſſe zuſtändige Behörde ($ 83), ob und an wen die Gebührniſſe 
für das Sterbevierteljahr zu zahlen ſind. 8 


9 e 


§ 71. 


(1) Die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr werden im voraus in einer Summe gezahlt. 
(2) Die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr werden auf den Geſamtbetrag der nach dem 
Reichsverſorgungsgeſetze für den gleichen Zeitraum zu zahlenden Hinterbliebenenrenten angerechnet. 
i § 72. 
. Übergangs vorſchriften. 
1) Polizeiwachtmeiſter, die bereits einen Zivilverſorgungsſchein gemäß § 1 Ziffer 2 und 4 


der Anſtellungsgrundſätze I vom 20. Juni 1907 beſitzen, können bei der Entlaſſung an Stelle dieſes a 


Scheines den Polizeiverſorgungsſchein nach $ 34 wählen. Bei dieſer Wahl wird die laufende 
Zivilverſorgungsentſchädigung nach den 88 19, 20 und die einmalige Geldabfindung nach § 21 
des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (Reichs-Geſetzbl. S. 593) nicht gewährt. 
Für die Gewährung der Zulage zu den Übergangsgebührniſſen bei a auf den ee 
ſchein n die Vorſchriften des § 39 entſprechend. f 
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(2) Zivilverſorgungsſcheine, deren Inhaber Polizeiofftziere ſind, ſind als erloſchen zu den 
Akten zu nehmen; eine auf Grund des Kapitulantenentſchädigungsgeſetzes vom 13. September 1919 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 1659) 8 3 gewährte Geldabfindung fällt an das Reich zurück. 

(3) Eine beim Eintritt in die Schutzpolizei bereits erdiente Dienſtprämie iſt einſchließlich des 
beſtimmungsmäßigen Ausgleichszuſchlags und der beſtimmungsmäßigen Zinſen auf die einmalige 
Übergangsbeihilfe ($ 59) anzurechnen. Iſt die Dienſtprämie einſchließlich des Ausgleichszuſchlags 
und der Zinſen höher als die einmalige Ubergangsbeihilfe, ſo iſt der höhere Betrag zahlbar. 


Vierter Teil. 
or 
Verwaltungsbeamte der Schutzpolizei. 

Erleiden Verwaltungsbeamte der Schußpolizei bei der Begleitung der Polizei außerhalb des 
Standorts zum Zwecke der Niederwerfung von Aufſtänden oder im Verlaufe der Bekämpfung von 
Unruhen uſw. im eigenen Standorte Dienſtbeſchädigungen, ſo haben ſie Anſpruch auf die den 
Schußpolizeibeamten zuſtehende ärztliche Behandlung, auch gelten für ſie die für jene maßgebenden 
Verſorgungsbeſtimmungen, falls nicht die ſonſt zuſtändige Verſorgung für ſie günſtiger iſt. 


Fünfter Teil. 
Hinterbliebene. 
S TA. 

(1) Die Hinterbliebenen der Schutzpolizeibeamten, die zur Zeit ihres Todes ruhegehaltsberechtigt 
geweſen wären ($$ 32, 33), und die Hinterbliebenen von Ruhegehaltsempfängern der Schutzpolizei 
erhalten Witwen- und Waiſengeld nach den Vorſchriften, die ſür die Hinterbliebenen der ſonſtigen 
Staatsbeamten gelten. 5 

E) Das gleiche gilt für die Hinterbliebenen ausgeſchiedener Schutzpolizeibeamten, denen ein 
Ruhegehalt nach 8 30 bewilligt iſt oder hätte bewilligt werden können. 

6) Haben Hinterbliebene außerdem einen Anſpruch auf Verſorgung nach dem Reichsverſorgungs— 
geſetze, ſo wird nur die günſtigere Verſorgung gewährt. 


§ 75. 

() Für Hinterbliebene, die nach dieſem Geſetze keine Verſorgung erhalten, gelten hinſichtlich 
ihres Perſonenkreiſes und ihrer Verſorgung die Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes. Iſt 
der Tod nicht die Folge einer Dienſtbeſchädigung, aber während der Zugehörigkeit zur Schutz⸗ 
polizei eingetreten, ſo erhalten die Witwen und die Waiſen zwei Drittel der in den 88 37 41, 42, 
87 des Reichsverforgungsgeſetzes vorgeſehenen Witwen- und Waiſenrente mit Ortszuſchlag 
5 und Ausgleichszuſchlägen. 


(2) Stirbt der Verſorgungsberechtigte in der Zeit, für die ihm die Übergangsgebührniſſe 


in des Reichsverſorgungsgeſetzes die dort vorgeſehene Witwenbeihilfe. 
g 46* 


838): gewährt: oder zu gewähren find, ſo erhält die Witwe unter den Vorausſetzungen des 8 4. 
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§ 76. 

09 Die 590 5 Wilwen⸗ und Waiſengeldes beginnt mit dem Ab! aufe des Sterbemonats. 
ö (2) Für die erſten drei Monate des Bezugs von Witwen- und Waiſengeld G 74) iſt den 
Hinterbliebenen der im aktiven Dienſte geſtorbenen Beamten zu ihren Bezügen ein Zuſchuß zu 
gewähren, jo daß der Betrag erreicht wird, der dem Verſtorbenen im letzten Monat an Dienft- 
kezügen Grundgehalt, Ortszuſchlag, ſonſtige im Staatshaushaltplane beſonders vorgeſehene Zulagen 
und Vergütungen, Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchläge) zuſtand. § 15 des Geſetzes, betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren lt, vom 20. Mai 1882 
(Geſetzſamml. S. 298) findet keine Anwendung. ö 

(3) Haben die Hinterbliebenen keinen Anſpruch auf Witw— n= und Waiſengeld, ſo erhalten ſie 
eine einmalige Zuwendung in Höhe des dreifachen Betrags der Dienſtbezüge im Sterbemonate. 
Die Vorſchriften des § 70. Abſ. 2 und 3, § 71 gelten entſprechend. s 
i 15 Das Geſetz, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und des Sunbenvicteljnhe, 
vom 7. März 1908 (Geſetzſamml. S. 35) findet keine Anwendung. 


8 STE 

() Witwen, die Witwengeld ( 74) erhalten, follen auf Antrag zum Erwerb oder zur wirt— 
ſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes oder zum Beitritte zu einem gemeinnützigen Bau- oder 
Siedlungsunternehmen oder zur Erleichterung einer Berufsausbildung eine Kapitalabfindung nach 
den Beſtimmungen der §§ 43 bis 56 erhalten.“ 

(2) Bei Ermittelungen, ob und zu welchem Betrage die Bezüge der Witwe einer nach Zahlung 
der Abfindungsſumme bewirkten Pfändung e bleibt der Teil 8 ar Ro 

j ! 

deſſen die Abfindung . hat. 


§ 78. 

(1) Stirbt ein Schutzpolizeibeamter, fo erhalten feine Witwe und feine Waiſen eine einmalige 
Umzugsentſchädigung zur Erleichterung des Auszugs aus einer etwaigen Dienſtwohnung, wenn der 
Umzug innerhalb von ſechs Monaten nach ſeinem Tode ausgeführt wird. Die Umzugsentſchädigung 
wird in Höhe der tatſächlich entſtandenen Koſten nach den für Verſetzte geltenden Beſtimmungen 
und in Grenzen der für den Dienſtgrad des Verſtorbenen zahlbaren Beträge gewährt. 

(2) Kann der Umzug trotz rechtzeitiger Bemühungen nicht innerhalb von ſechs Monaten aus— 
geführt werden, fo iſt die im Abſ. 1 vorgeſehene Umzugsentſchädigung zur Hälfte auch dann noch 
zu gewähren, wenn der Umzug bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Tode erfolgt. Die Vor 
ſchriften des § 60 Abf. 3 bis 5 gelten entſprechend. 


Sechſter Zeil. 
Verfahren bei der Verſorgung. 
§ 79. f 
(1) Die Erteilung der Zeugniſſe (§ 37), des W arte Ind: an ee bührniſſe 


beziehende Schutzpolizeibeamte außer rubegehaltsberechtigten Polizeioffizieren (§ 34) ſowie die Feſt⸗ 
ſetzung der Übergangsgebührniſſe (§ 38), der Zulage hierzu ( 39), der Rinberbeihitfen, und Aus 


„ 


gleichszuſchläge zu den Abergangsgebührniſſen (5 58), der einmaligen Übergangsbeihilfe an Aber⸗ 
gangsgebührniſſe beziehende Schußpolizeibeamte außer ruhegehaltsberechtigten Polizeiofftzieren (§ 59) 

und der einmaligen Umzugsentſchädigung an Übergangsgebührniſſe beziehende Schutzpolizeibeamte 

außer ruhegehaltsberechtigten Polizeioffizieren und an Hinterbliebene (83 60, 78) erfolgt durch die 

Regierungspräſidenten. Das gleiche gilt entſprechend für die Feſtſtellung der einmaligen Zuwendung. 
für das Sterbevierteljahr ($ 76 Abſ. 3). : 

) Ebenſo erfolgt die Feſtſtellung eines Vorſchuſſes auf die Übergangsgebührniſſe und auf die 

Zulage hierzu (§ 40) durch die Regierungspräſidenten. ER 

66) Die Feſtſtellung des Ruhegehalts (88 32, 33), der Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchläge 
hierzu ($ 58), der Kapitalabfindung (88 43, 77), der einmaligen Ubergangsbeihilfe an ruhegehalts⸗ 
berechtigte Polizeiofftziere ($ 59), der einmaligen Umzugsentſchädigung an ruhegehaltsberechtigte 
Polizeioffiziere ($ 60), des Witwen- und Waifengeldes ($ 74), des Zuſchuſſes für das Sterbeviertel- 
jahr (F 76 Abf. 1) ſowie die Erteilung des Polizeiverſorgungsſcheins an ruhegehaltsberechtigte 
Polizeioffiziere ($ 34 Nr. 3) und die Entſcheidung, welche Hinterbliebenenverſorgung günſtiger iſt 
6 74 Abſ. 3), erfolgt durch den Miniſter des Innern. Er kann ſeine Befugniſſe auf andere 
Behörden übertragen. 

n § 80. 

() Eine Verſorgung, die nur auf Antrag gewährt wird, iſt ſchriftlich oder mündlich unter 
Aufnahme einer Niederſchrift zu beantragen, und zwar von den Schutzpolizeibeamten und ehemaligen 
Schutzpolizeibeamten bei ihren letzten Schutzpolizeidienſtſtellen, von ihren Hinterbliebenen bei dem 
Regierungspräſidenten, der zuletzt Vorgeſetzter des Verſtorbenen geweſen iſt. 

(2) Die Anträge können rechtswirkſam auch bei irgendeiner deutſchen amtlichen Stelle oder 
bei einem Träger der Reichsverſicherung geſtellt werden. Der Antrag iſt unverzüglich an die zu- 
ſtändige Dienſtſtelle abzugeben; der Antragſteller iſt zu benachrichtigen. : 


§ 81. 

() Die Anträge können auch durch Bevollmächtigte geſtellt werden. Die Vollmacht muß 
ſchriftlich erteilt ſein und auf den Namen einer beſtimmten Perſon lauten. f 

(2) Minderjährige, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, können ſelbſtändig Anträge ſtellen. 
Macht ein Minderjähriger von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo iſt zur Zurücknahme des Antrags, 
zu Verzichtleiſtungen und Vergleichen das Einverſtändnis des Minderjährigen und ſeines geſetzlichen 
oder beſonderen Vertreters erforderlich. 

6) Ohne Vorlegung einer Vollmacht geſtellte Anträge ſind rechtswirkſam, wenn die Vollmacht 
binnen einer angemeſſenen, auf mindeſtens einen Monat feſtzuſetzenden Friſt nachgebracht oder die 
Antragſtellung innerhalb einer ſolchen Friſt genehmigt wird. 


$ 82. 
) Der Sachverhalt ift von Amts wegen aufzuklären. 
2) Die Beteiligten find verpflichtet, zur Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. 
.Antragſteller, die nicht oder nicht mehr der Schutzpolizei angehören und auf Anordnung 
einer Dienſtſtelle perſönlich erſchienen ſind, erhalten auf Verlangen in angemeſſenem Umfang 


( 
( 
( 


Erſatz der baren Auslagen und Entſchädigung für entgangenen Arbeitsverdienft. Iſt die An- 
ordnung durch einen unbegründeten Antrag veranlaßt worden, ſo kann der Erſatz abgelehnt werden, 


ſofern der Antragſteller ſich nicht in einem entſchuldbaren Irrtume befunden hat. 


(4) Zeugen und Sachverſtändige erhalten auf Verlangen Gebühren wie bei Vernehmungen 
vor den ordentlichen Gerichten in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 

(5) Gegen die Feſtſetzung oder Ablehnung der in Abſ. 3, 4 bezeichneten Forderungen iſt binnen 
einem Monat nach der Bekanntgabe die Beſchwerde zuläffig die Bekanntgabe iſt in den Aktien zu 
vermerken. Über die Beſchwerde gegen die Entſcheidungen des Regierungspräſidenten entſcheidet der 
Miniſter des Innern. Die Entſcheidung iſt dem Beteiligten zuzuſtellen. 


§ 83. 
Regelungsbehörden für die Verſorgungsgebührniſfe find. die zuſtändigen Regierungspräfidenten, 
in Berlin der Polizeipräſident. 
8 84. 
Die Zahlung der einmaligen Übergangsbeihilfe und der einmaligen Umzugsentfchädigung er⸗ 
folgt durch die örtlichen Polizeibehörden, denen die Verſorgungsberechtigten zur Zeit der Ent⸗ 
laſſung angehören oder angehört haben, die Zahlung der übrigen im § 79 bezeichneten Verſorgungs⸗ 


gebührniſſe durch die zuſtändigen Regierungspräſidenten, in Berlin durch den Polizeipräſidenten. 


§ 85. 
() Über die getroffene Entſckeidung iſt ein ſchriftlicher Beſcheid zu erteilen, der in tatſäch⸗ 
licher Er rechtlicher Beziehung zu begründen und den Beteiligten zuzuſtellen iſt. . 
(2) In Beſch iden, die eine Bewilligung von Verſorgungsgebührniſſen enthalten, iſt zugleich 
Betrag und Beginn der Leiſtung feſtzuſtellen und die Art der Berechnung erſichtlich zu machen. 


§ 86. 

0 In 9 Beſcheide muß das zulä ige, Rechtsmittel und die Friſt, in der es einpulegen 
it, angegeben werden. Wenn die Rechtsmittelbelehrung oder die Friſtangabe fehlt oder unrichtig 
if, jo wird die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf geſetzt. 

i e) Ein Beſcheid, der nicht anfechtbar iſt, ſoll den Hinweis enthalten, daß gegen ihn ein 
Rechtsmittel nicht gegeben iſt. 
$ 87. 

0) Die Beſcheide werden dem Staate gegenüber mit der Zuſtellung rechtskräftig. Sn übrigen 

find die Beſcheide injoweit rechtskräftig, als fie nicht mehr anfechtbar find. 


2) Schreib» und Rechenfehler ſowie ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in den Beſcheiden 


vorkommen, ſind jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen zu berichtigen. Über die Berichtigung 
entſcheidet die Dienſtſtelle, die den Beſcheid erlaſſen hat. Die Verfügung, die den Beſcheid berichtigt, 


wird auf der Urſchrift und den Ausfertigungen des Beſcheids vermerkt. Für die Beſchwerde gegen 
dieſe Entſcheidung gelten die Vorſchriften des § 82 Abſ. 5 mit der Maßgabe, daß bei Zuſtellung . 


der Verfügung außerhalb Europas die seit zur Einlegung der Beſchwerde drei Monate beträgt. 
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§ 88. 
(1) Gegen die Beſcheide des Regierungspräſidenten, des Polizeipräſidenten von Berlin und des 
Miniſters des Innern, in denen über Anſprüche aus dieſem Geſetz oder über die Rückforderung zu 
Unrecht erhobener Verſorgungsgebührniſſe entſchieden wird, ſowie gegen die Beſcheide der Regelungs— 
behörden (§ 83) iſt die Anrufung der Spruchbehörden der Reichsverſorgung zuläſſig. 
i 2) Der Rekurs iſt ausgeſchloſſen, wenn es ſich um die Erteilung der Zeugniſſe nach § 37 
Rund um die Höhe der feſtgeſtellten Verſorgungsgebührniſſe nach den 88 38, 39, 58 (ſoweit Kinder⸗ 
heihilfen und Ausgleichszuſchläge zu den Übergangsgebührniſſen ſtrittig find), Ss 59, 60, 76, 78 
handelt. 


§ 89. : 

(1) In Verſorgungsſachen iſt der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ausgeſchloſſen. 
Dies gilt auch für die Rückforderung zu Unrecht erhobener Verſorgungsgebührniſſe. 

e) Zu Anrecht erhobene Verforgungsanfprüche werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


§ 90. 

() Gegen die Beſcheide der Regierungspräſidenten — des Polizeipräſidenten in Berlin —, 
in denen über eine Verſorgung entſchieden wird, auf die kein Rechtsanſpruch beſteht, ift der Ein- 
ſpruch an den Miniſter des Innern zuläſſig. e 
(2) Die Vorſchriften der §§ 80 und 81 gelten entſprechend. 

6) Der Rechtszug im Spruchverfahren nach § 88 iſt in dieſen Fällen ausgeſchloſſen. 


SFI 
(1) Ein durch rechtskräftigen Beſcheid abgeſchloſſenes Verfahren kann auf Ankrag oder von 
Amts wegen wieder aufgenommen werden. Die Wiederaufnahme findet ſtatt, wenn 
1. Tatſachen, die für den Beſcheid von weſentlicher Bedeutung waren, wiſſentlich falſch 
angegeben oder verſchwiegen worden ſind; : 
2. eine Urkunde, auf die ſich der Beſcheid ſtützt, fälſchlich angefertigt oder verfälſcht war; 
3. der Verſorgungsberechtigte oder ſein Vertreter den Beſcheid durch eine mit öffentlicher 
Strafe bedrohte Handlung erwirkt hat; f 
4, eine Partei nachträglich eine zur Zeit der Erteilung des Beſcheids bereits vorhandene 
Urkunde, die einen ihr günſtigeren Beſcheid herbeigeführt haben würde, auffindet oder 
zu benutzen inſtandgeſetzt wird. 
E) Die Wiederaufnahme iſt nur zuläſſig, wenn die Partei ohne Verſchulden außerſtande war, 
N den Anfechtungsgrund in dem früheren Verfahren, insbeſondere durch Einlegung eines Rechtsmittels, 
f geltend zu machen. In den Fällen des Abſ. 1 Nr. 2, 3 iſt die Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme 
5 weiter davon abhängig, daß i | 
| a) wegen der ſtrafbaren Handlungen eine rechtskräftige ſtrafgerichtliche Verurteilung ergangen 
iſt oder 
b) ein gerichtliches Strafverfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweis 
nicht eingeleitet oder durchgeführt werden konnte. 
* 


7 
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8 92. 

(6) Der Antrag iſt innerhalb eines Monats, bei Aufenthalt außerhalb Europas innerhalb 
von drei Monaten bei der Dienſtſtelle anzubringen, die den anzufechtenden Beſcheid erlaſſen hat. 
Wird das Verfahren von Amts wegen wieder aufgenommen, ſo hat die Dienſtſtelle innerhalb 
eines Monats die neue Prüfung einzuleiten. 


(2) Die Vorſchriften der §§ 80 Abſ. 2 und 81 gelten entſprechend. 


(3) Die Friſten beginnen mit der Kenntnis des Anfechtungsgrundes, jedoch nicht vor Eintritt 
der Rechtskraft des Beſcheids. Der Antrag und die Einleitung der neuen Prüfung von Amts 
wegen find nach Ablauf von fünf Jahren vom Tage der Rechtskraft des Beſcheids an unzuläſſig. 


(+) Die Friſten gelten als gewahrt, wenn der Berechtigte an ihrer Einhaltung durch Natur, 
ereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle behindert worden und der Antrag innerhalb der im 


a 1 e Feiſten nach Wegfall des Hinderniſſes eingegangen iſt. 


§ 93. 
(1) Über die Wiederaufnahme entſcheidet die Dienftftelle, die den aufzuhebenden Beſcheid ev 
laſſen hat. 


(2) Rechtsmittel ſind zuläſſig, ſoweit ſolche gegen die Beſcheide der mit der Da 


befaßten Dienſtſtelle gegeben ſind. 


: § 94. 
Zugunſten des Berechtigten kann die zuſtändige Dienſtſtelle jederzeit einen neuen Beſcheid 


RE 


S299. 

() Alle bei den Dienftftellen beſchäftigten Perſonen haben über die vermöge ihrer dienſtlichen 
Tätigkeit ihnen bekanntgewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforder 
lich oder dienſtlich vorgeſchrieben iſt, Verſchwiegenheit zu beachten; zu dieſen Angelegenheiten ge— 
hören insbeſondere die geſundheitlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Verſorgungsberechtigten, 
in Hinterbliebenenangelegenheiten auch des Verſtorbenen. 


(2) Die Verpflichtung bleibt auch nach der Entlaſſung beſtehen. 


§ 96. 
3 

() Die Beteiligten und ihre Vertreter können Einficht in die Akten nehmen und fich daraus 
Auszüge und Abſchriften ſelbſt fertigen oder gegen Erſtattung der Koſten erteilen laſſen. 

(2) Anderen Perſonen kann nur mit Einwilligung des Beteiligten oder feines geſetzlichen Ver— 
treters die Einſicht in die Akten geſtattet werden. 

(3) Aus beſonderen Gründen kann die Einſicht in die Akten oder Teile derſelben verſagt ober be⸗ 
ſchränkt werden. Über den Antrag auf Gewährung der Akteneinſicht entſcheidet der Leiter der Dienſtſtelle, 
bei der die Akten ſich befinden.“ Im Falle gänzlicher oder teilweiſer Ablehnung ſind die ai 
und der Zeitpunkt der Bekanntgabe in den Akten zu vermerken. 


1 
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() Für die Beſchwerde gegen dieſe Entſcheidungen gelten die Vorſchriften des § 82 Abſ. 5 
mit der Maßgabe, daß bei Zuſtellung der Entſcheidung außerhalb Europas die Friſt zur Einlegung 
der Beſchwerde drei Monate beträgt. i N 


§ 97. 5 
(4) Zuſtellungen können in jeder Form geſchehen, die den Nachweis der erfolgten Zuſtellung 
und ihres Zeitpunktes ermöglicht. Es genügt die Behändigung des zuzuftelfenden Schriftſtücks 
gegen ſchriftliche Empfangsbeſcheinigung oder Überſendung durch eingeſchriebenen Brief. 
(2). Der Poſteinlieferungsſchein begründet die Vermutung dafür, daß die Zuſtellung in der 
ordnungsmäßigen Form nach der Einlieferung erfolgt iſt. : 


$ 98. 
) Wer nicht im Inlande wohnt, hat auf Verlangen einen Zuſtellungsbevollmächtigten zu 
benennen. 
(2) Iſt der Aufenthalt unbekannt oder wird der Zuſtellungsbevollmächtigte nicht innerhalb 
einer angemeſſenen Friſt benannt, ſo kann die Zuſtellung durch einwöchigen Aushang in den Ge— 
ſchäftsräumen der Dienſtſtelle erſetzt werden. ö 


8 99, 
Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den Dienſtſtellen auf Erſuchen Rechtshilfe zu 
leiſten. Die aus der Rechtshilfe erwachſenen baren Auslagen mit Ausnahme der Portoko ßen 
ſind von den erſuchenden Dienſtſtellen zu erſtatten. 


$ 100 
8 + 
Frei von Gebühren und Stempelabgaben ſind alle Verhandlungen, Urkunden, Vollmachten 
und amtlichen Beſcheinigungen, die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlich werden. 


§ 101. 

Für das Verfahren nach 88 28, 29, 31, 74 Abſ. 3 (ſoweit eine Verſorgung nach dem Reichs— 
verſorgungsgeſetze gewährt wird), 75 gelten lediglich die Vorſchriften über das Verfahren in Ver- 
ſorgungsſachen nach dem Reichsverſorgungsgeſetze mit der Maßgabe, daß der Rekurs über eine Ver— 
ſorgung nach den $$ 29, 75 Abf— 1, zweiter Satz, ausgeſchloſſen iſt. 


Siebenter Teil. 
Schlußvorſchriften. 
$ 102. 

Die Angehörigen der früheren Sicherheitspolizei, der ſtaatlichen oder kommunalen Polizei, 
des früheren Heeres, der früheren Marine, der früheren Schutztruppe, der früheren anerkannten 
Freiwilligenverbände, der Reichswehr und der Reichsmarine werden, wenn ſie bis zur Beendigung 
der Übergangszeit in die Schutzpolizei eingeſtellt worden ſind, unter Anrechnung der verbrachten 
Dienſtzeit in die Schutzpolizei übernommen. Ihre Gebührniſſe richten ſich nach den beſtehenden 
und noch ergehenden Geſetzen und beſonderen Vorſchriften. N t 

Geſetzſammlung 1922. (Nr. 12343— 12345.) ; = 47 


eg 


§ 103. 


155 Auf andere Beamte, insbeſondere ae oder auf Grund anderer Bedingungen angeftellte 
ſtaatliche Polizeibeamte, findet dieſes Geſetz keine Anwendung. f 


§ 104. 
2 In Fällen, in denen ſich aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ergeben, 
8 kann der Miniſter des Innern im Benehmen mit dem Finanzminiſter einen Ausgleich gewähren. 


§ 105. 
Während der Übergangszeit, die den S von fünf Jahren nach Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes nicht überſchreiten ſoll, kann der Miniſter des Innern im Benehmen mit dem Finanzminiſter 
a) die Zahl der Verheirateten einſchränken, 
b) zur Verſorgung der noch vorhandenen nichtbeamteten Angehörigen des Vollzugsdienſtes 
der Schutzpolizei die Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes anwenden, wenn eine 
auf Dienſtbeſchädigung zurückzuführende Minderung der Erwerbsfähigkeit vorliegt. 


§ 106. 
(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung mit folgenden Ausnahmen in Kraft: 
1. Der 3., 4. und 5. Teil treten mit Rückwirkung vom 1. Juli 1921 für diejenigen an⸗ 
geſtellten Schutzpolizeibeamten und die Hinterbliebenen derjenigen angeſtellten Schutz⸗ 
5 polizeibeamten, die nach dem 20. Juni 1921 aus dem Dienſte geſchieden ſind, in Kraft. 
Br Soweit auf Grund der Verordnung vom 24. Januar 1919 (Geſetzſamml. S. 18) 
2 eine Verſorgung nach dem Anfallfürſorgegeſetze vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 153) 
in Fällen, die vor dem Tage der Verkündung des vorliegenden Geſetzes liegen, hat 
eintreien müſſen, wird die Rückwirkung des Geſetzes aufgehoben. 
Im übrigen gelten für alle Verſorgungsfälle die Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 
2. Die Beſtimmungen über den Polizeiverſorgungsſchein treten mit dem von der Reichs⸗ 
regierung feſtgeſetzten Zeitpunkt in Kraft. 
3. Die Vorſchriften über die Landesbürgſchaft zur Erleichterung der ländlichen Anſiedlung 
treten erſt mit dem 1. Januar 1927 in Kraft. 


ö (2) Soweit für die Geltendmachung von Anſprüchen eine Friſt vorgeſehen iſt, beginnt deren 
Lauf früheſtens drei Monate nach der Verkündung dieſes Geſetzes. 
$ 107. 


(1) Dieſes Geſetz tritt ſpäteſtens am 31. Dezember 1925 außer Kraft. 
(2) Die auf Grund dieſes Geſetzes erworbenen Rechte werden hierdurch nicht berührt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 16. Auguſt 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel) Braun. Severing. v. Richter. 


Se Ad: — 


(Nr. 12344.) Abänderungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung 
: des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) in der 
Faſſung der Bekanntmachung des Finanzminiſters vom 16. November 1920 (Geſetzſamml. 
S. 518). Vom 12. Auguſt 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
. Artikel 1. N 8 
Die der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für die Dauer ihres Beſtehens vom Staate 
als Grundkapital gewährte Einlage wird auf 500 Millionen Mark erhöht. N 
Das Erhöhungskapital von 375 Millionen Mark iſt bar oder in Schatzanweiſungen oder in 
Schuldverſchreibungen zum Kurswerte zu überweiſen. a 
Den Zeitpunkt der Überweiſung beſtimmt der Finanzminiſter entſprechend dem hervortreten— 
den Bedürfnis. Artikel 2. a 


Der § 6 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 erhält folgende Faſſung: 
Von dem beim Jahresſchluſſe ſich ergebenden Reingewinne der Anſtalt wird, vorbehaltlich 
etwaiger beſonderer Rückſtellungen: f 

a) zunächſt / zur Bildung eines Neſervefonds, ½ zur Verzinſung der Einlagen (88 3 und 5 
bis zu 3 vom Hundert verwendet, 

b) ein etwaiger Überreſt zur weiteren Verzinſung der von Vereinigungen uſw. eingezahlten 
Vermögenseinlagen (§ 5) ſowie des vom Staate nach den Geſetzen vom 13. Juli 1909 
und 5. September 1918 bereitgeſtellten und nach dieſem Geſetze bereitzuſtellenden Er— 
höhungskapitals bis zu 3½ vom Hundert beſtimmt, 

e) ein etwaiger weiterer Überreſt zur weiteren Verzinſung der von Vereinigungen uſw. cin- 
gezahlten Vermögenseinlagen ($ 5) ſowie des vom Staate nach dem Geſetze vom 
5. September 1918 bereitgeſtellten und nach dieſem Geſetze bereitzuſtellenden Erhöhungs— 
kapitals bis zu 4 vom Hundert beſtimmt, a 
der dann noch verbleibende Überreſt nach näherer Beſtimmung der Aufſichtsbehörde und 
nach Anhörung des Ausſchuſſes der Anſtalt in der Weiſe verteilt, daß er ganz oder 
zum Teil entweder zur weiteren Verzinfung der Einlagen ($$ 3 und 5) verwandt oder 
dem Reſervefonds zugeführt wird. i 


8 Artikel 3. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungskapitals im Wege 
der Anleihe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. Die Anleihe iſt mit 1,9 vom Hundert unter 
Zuwachs der erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet, zu tilgen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen ik der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhällniſſe gleich 
zeitig auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. f 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn- 
betrage beſchafft werden. ; 


= 


(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ber 
zinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 
(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont— 

ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchen 
Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, be— 
ſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wert— 

verhältuiſſes ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(s) Im übrigen ſind wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des 
Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen (Geſetz— 
ſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden 
(Geſetzſamml. S. 43), und des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Aus— 
gleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung (Geſetzſamml. S. 155), anzuwenden. 


Artikel 4. 
Vom 1. Januar 1923 ab wird das Geſchäfts⸗ und Rechnungsjahr mit dem Kalenderjahre 
zufammenfallen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 12. Auguſt 1922. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff. Siering. am Zehnhoff, 
für den Miniſter für Volkswohlfahrk. 


(Kr. 12345.) Anordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Umwandlung von Wohnräumen 
in gewerbliche, Geſchäfts⸗ oder Büroräume. Vom 1. Auguſt 1922. 


Auf Grund des § 9 der Wohnungsmangelverordnung in der Faſſung der Reichsgeſetze vom 28. Jun 152 
1 = 520 ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſteriums für den Umfang des Preußiſchen 
Staates an, daß von der Veröffentlichung dieſer Anordnung ab die Umwandlung von Wohnräumen in gewerb⸗ 
liche, Geſchäfts⸗ oder Büroräume der Genehmigung der Gemeindebehörde und der Zuſtimmung der Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde bedarf. Die Genehmigung und Zuſtimmung dürfen nur dann erteilt werden, wenn der 
Gemeinde entſprechende gleichwertige Wohnräume oder entſprechende Geldbeträge zur Herſtellung neuer Wohn— 
räume überwieſen werden. 


Berlin, den 1. Auguſt 1922. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


In Vertretung: 
Scheidt. b 
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